Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1463 


18 . 12 . 73 


Sachgebiet 613 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents für bestimmtes Sperrholz aus 
Nadelholz der Tarifnummer ex 44.15 des Gemeinsamen Zolltarifs (1974) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 28, 

gestützt auf den von der Kommission vorgeleg- 
ten Verordnungsentwurf, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Nach dem Protokoll Nr. 1 1 im Anhang über die 
Akte über die Beitrittsbedingungen und die Anpas- 
sungen der Verträge muß die Kommission ab 1. Ja- 
nuar 1974 Gemeinschaftszollkontingente zum Zoll- 
satz Null für bestimmtes Sperrholz aus Nadelholz 
der Tarifnummer ex 44.15 des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs eröffnen. Uber ihr Volumen wird jährlich ent- 
schieden, wenn festgestellt wird, daß die Möglich- 
keiten einer Versorgung auf dem Binnenmarkt der 
Gemeinschaft während des Zeitraums, für den die 
Kontingente eröffnet wurden, ausgeschöpft sein wer- 
den. Auf Grund der Vorausschätzungen der Mitglied- 
staaten wird sich der voraussichtliche Einfuhrbedarf 
an diesen Waren im Jahre 1974 auf 873 500 m^ be- 
laufen. Mit Rücksicht auf die Bestimmungen des ge- 
nannten Protokolls betreffend die Ausschöpfung der 
Versorgungsmöglichkeiten auf dem Binnenmarkt der 
Gemeinschaft ist es angezeigt, die Menge des zu 
Beginn des Jahres zu eröffnenden Zollkontingents 
auf 700 000 m'^ zu begrenzen. Die Feststellung der 
Menge in dieser Höhe schließt im übrigen eine An- 
passung im Verlauf des Kontingentszeitraums nicht 
aus. Der vorgenannte Bedarf umfaßt nicht die Ein- 
fuhren, die in den Genuß einer anderen Zollpräfe- 
renzregelung, insbesondere der im Rahmen der Frei- 
handelsassoziation vorgesehenen Regelung, gelan- 
gen können. Die von den neuen Mitgliedstaaten im 


Rahmen des vorgenannten Zollkontingents anzu- 
wendenden Zollsätze müssen den diesbezüglichen 
Bestimmungen in der vorgenannten Beitrittsakte, 
insbesondere den Bestimmungen des Artikels 39, 
entsprechen. 

Um die mögliche Entwicklung der Einfuhren der 
betreffenden Waren besser berücksichtigen zu kön- 
nen, wird die Kontingentsmenge in zwei Raten ge- 
teilt, wobei die erste Rate auf alle Mitgliedstaaten 
aufgeteilt wird und die zweite als Reserve zur spä- 
teren Deckung des Bedarfs derjenigen Mitgliedstaa- 
ten bestimmt ist, die ihre unsprüngliche Quote aus- 
geschöpft haben. Um den Importeuren eine gewisse 
Sicherheit zu geben, ist es angezeigt, die erste Rate 
verhältnismäßig hoch, d. h. im vorliegenden Fall auf 
80 V. H. der Kontingentsmenge festzusetzen. Auf 
Grund der Vorausschätzungen der Mitgliedstaaten 
lassen sich nachstehende ursprüngliche Beteiligungs- 
quoten ermitteln: 

- in m‘^ - 


Deutschland 

58 350 

Benelux 

66 000 

Frankreich 

48 050 

Italien 

7 400 

Dänemark 

88 500 

Irland 

35 300 

Vereinigtes Königreich 

256 400 


Da die ursprünglichen Quoten der Mitgliedstaaten 
mehr oder weniger rasch ausgeschöpft werden kön- 
nen und um Unterbrechungen zu vermeiden, sollte 
jeder Mitgliedstaat, der seine ursprüngliche Quote 
fast ganz ausgenutzt hat, die Ziehung einer zusätz- 
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liehen Quote auf die Reserve vornehmen. Diese Zie- 
hung muß jeder Mitgliedstaat vornehmen, wenn sei- 
ne zusätzlichen Quoten fast ganz ausgeschöpft sind, 
und soweit noch eine Reservemenge vorhanden ist. 
Die ursprünglichen und die zusätzlichen Quoten 
müssen bis zum Ende des Kontingentszeitraums gel- 
ten. Diese Art der Verwaltung erfordert eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
der Kommission, die vor allem die Möglichkeit ha- 
ben muß, den Stand der Ausschöpfung der Kontin- 
gentsmenge zu verfolgen und die Mitgliedstaaten 
darüber zu unterrichten. 

Ist zu einem bestimmten Zeitpunkt des Kontin- 
gentszeitraums in einem Mitgliedstaat eine größere 
Restmenge der ursprünglichen Quote vorhanden, so 
muß dieser Staat einen erheblichen Prozentsatz da- 
von auf die Reserve übertragen, um zu vermeiden, 
daß ein Teil des Gemeinschaftszollkontingents in 
einem Mitgliedstaat nicht ausgeschöpft wird, wäh- 
rend er in anderen verwendet werden könnte. 

Da das Königreich Belgien, das Königreich der 
Niederlande und das Großherzogtum Luxemburg 
sich zu der Wirtschaftsunion Benelux zusammenge- 
schlossen haben und durch diese vertreten werden, 
kann jede Maßnahme im Zusammenhang mit der 
Verwaltung der dieser Wirtschaftsunion zugeteilten 
Quoten durch eines ihrer Mitglieder vorgenommen 
werden — - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN; 

Artikel 1 

1. Vom 1. Januar bis 31. Dezember 1974 wird in der 
Gemeinschaft ein Gemeinschaftszollkontingent 
von 700 000 Kubikmetern für die nachstehenden 
Waren der Tarifnummer ex 44.15 des Gemein- 
samen Zolltarifs eröffnet: 

a) Sperrholz aus Nadelholz, nicht in Verbindung 
mit anderen Stoffen, mit einer Dicke von mehr 
als 9 mm und mit vom Schälen rohen Ober- 
flächen; 

b) Sperrholz aus Nadelholz, nicht in Verbindung 
mit anderen Stoffen geschliffen und mit einer 
Dicke von mehr als 18,5 mm. 


2. Die Einfuhren dieser Waren, die bereits nach 
einer anderen von bestimmten Mitgliedstaaten 
gewährten Zollpräferenzregelung, - insbesondere 
im Rahmen der Freihandelsassoziation - Zollfrei- 
heit genießen, werden nicht auf dieses Zollkon- 
tingent angerechnet. 

3. Im Rahmen dieses Zollkontingents wird der Zoll- 
satz des Gemeinsamen Zolltarifs vollständig aus- 
gesetzt. 

4. Unbeschadet der Möglichkeit einer beschleunig- 
ten Annäherung im Sinne des Artikels 41 der 
Beitrittsakte wenden die neuen Mitgliedstaaten 
im Rahmen dieses Zollkontingents die in Spalte 1 
der nachstehenden Tabelle angegebenen Zoll- 
sätze anstelle der Zollsätze an, die gegenüber 
Drittländern ab 1. Januar 1974 anwendbar sind 
und in der Spalte 2 aufgeführt werden: 



Kontingents- 
zollsatz 
in V. H. 

Zollsatz 
gegenüber 
Drittländern 
in V. H. 

Dänemark 

1 

0 

5,2 

Irland 

i 0 

5.2 


: 18 

23,2 

Vereinigtes 

i 3 

8,2 

Königreich 

i 6 

11,2 


Artikel 2 

1. Die in Artikel 1 Absatz 1 genannte Kontingents- 
menge wird in zwei Raten aufgeteilt. 

2. Von diesem Gemeinschaftszollkontingent wird 
eine erste Rate in Höhe von 560 000 Kubikmetern 
auf die Mitgliedstaaten aufgeteilt: die Quoten, 
die vorbehaltlich des Artikels 5 bis zum 31. De- 
zember 1974 gelten, belaufen sich für die einzel- 
nen Mitgliedstaaten auf folgende Mengen: 


“) Für die über das Kontingent aus einem Commonwealth- 
Land eingeführten Waren erhebt das Vereinigte Kö- 
nigreich einen Zollsatz, mit dem sich der Abstand zwi- 
schen dem Ausgangszollsatz - d. h. dem am 1. Januar 
1972 gegenüber diesen Ländern angewendeten Zoll- 
satz - und dem Nullzollsatz des Kontingents um 40 
V. H, vermindert. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
17, Dezember 1973 - 114 - 680 70 - E - Sp 7/73: 

Dieser Entwurf ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 27. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsentwurf ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Deutschland 

Benelux 

Frankreich 

Italien 

Dänemark 

Irland 

Vereinigtes Königreich 


v58 350 Kubikmeter 
66 000 Kubikmeter 
48 050 Kubikmeter 
7 400 Kubikmeter 
88 500 Kubikmeter 
35 300 Kubikmeter 
256 400 Kubikmeter 


3. Die zweite Rate in Höhe von 140 000 Kubikme- 
tern bildet die Reserve. 


Artikel 3 

1. Hat ein Mitgliedstaat seine gemäß Artikel 2 Ab- 
satz 2 festgelegte ursprüngliche Quote oder - bei 
Anwendung des Artikels 5 ~ die gleiche Quote 
abzüglich der auf die Reserve übertragenen 
Menge zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, 
so nimmt er unverzüglich durch Mitteilung an 
die Kommission die Ziehung einer gegebenenfalls 
aufgerundeten zweiten Quote in Höhe von 
10 V. H. seiner ursprünglichen Quote vor, soweit 
die Reservemenge ausreicht. 

2. Ist nach Ausschöpfung der ursprünglichen Quote 
die zweite von einem Mitgliedstaat gezogene 
Quote zu 90 v. H. oder mehr ausgenutzt, so 
nimmt dieser Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 die 
Ziehung einer gegebenenfalls aufgerundeten drit- 
ten Quote in Höhe von 5 v. H. seiner ursprüng- 
lichen Quote vor. 

3. Ist nach Ausschöpfng der zweiten Quote die drit- 
te von einem Mitgliedstaat gezogene Quote zu 
90 V. H. oder mehr ausgenutzt, so nimmt dieser 
Mitgliedstaat gemäß Absatz 1 die Ziehung einer 
vierten Quote in Flöhe der dritten Quote vor. 
Dieses Verfahren wird bis zur Erschöpfung der 
Reserve angewandt. 


sprünglichen Quote übersteigt, auf die Reserve. Er 
kann eine größere Menge übertragen, wenn Grund 
zur Annahme besteht, daß die betreffende Menge 
nicht ausgeschöpft werden kann. 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission späte- 
stens am 10. Oktober 1974 die Gesamtmenge der 
Einfuhren der betreffenden Waren mit, die bis zum 
15. September 1974 einschließlich getätigt und auf 
das Gemeinschaftszollkontingent angerechnet wur- 
den, sowie gegebenenfalls den Teil ihrer ursprüng- 
lichen Quoten, den sie auf die Reserve übertragen 
haben. 


Artikel 6 

Die Kommission verbucht die Beträge der von den 
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 2 und 3 eröffneten 
Quoten und unterrichtet die einzelnen Mitgliedstaa- 
ten über den Stand der Ausschöpfung der Reserve, 
sobald ihr die Mitteilungen zugehen. 

Sie unterrichtet die Mitgliedstaaten spätestens am 
15. Oktober 1974 über die Menge der Reserve, die 
nach den in Anwendung von Artikel 5 erfolgten 
Übertragungen verbleibt. 

Sie sorgt dafür, daß die Ziehung, mit der die Re- 
serve ausgeschöpft wird, auf die verfügbare Rest- 
menge beschränkt bleibt und gibt zu diesem Zweck 
dem Mitgliedstaat, der diese letzte Ziehung vor- 
nimmt, die Restmenge an. 


Artikel 7 

1. Die Mitgliedstaaten treffen alle erforderlichen 
Maßnahmen, um durch die Eröffnung der gemäß 
Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten die 
fortlaufenden Anrechnungen auf ihren kumulier- 
ten Anteil an dem Gemeinschaftszollkontingent 
zu ermöglichen. 


4. In Abweichung von den Absätzen 1 bis 3 kön- 
nen die Mitgliedstaaten geringere Quoten ziehen 
als in diesen Absätzen vorgesehen, wenn Grund 
zur Annahme besteht, daß diese nicht ausge- 
schöpft werden können. Sie unterrichten die Kom- 
mission über die Gründe, die sie veranlaßt haben, 
diesen Absatz anzuwenden. 


Artikel 4 

Die gemäß Artikel 3 gezogenen zusätzlichen Quoten 
gelten bis zum 31. Dezember 1974. 


2. Die Mitgliedstaaten garantieren den in ihrem 
Gebiet ansässigen Importeuren der betreffen- 
den Waren freien Zugang zu den ihnen zuge- 
teilten Quoten. 

3. Die Mitgliedstaaten rechnen die Einfuhren der 
betreffenden Ware nach Maßgabe der Gestellung 
der betreffenden Waren bei der Zollstelle mit 
einer Anmeldung zur Abfertigung zum freien 
Verkehr auf ihre Quoten an. 

4. Der Stand der Ausschöpfung der Quoten der Mit- 
gliedstaaten wird an Hand der gemäß Absatz 3 
angerechneten Einfuhren festgestellt. 


Artikel 5 

Hat ein Mitgliedstaat am 15. September 1974 seine 
ursprüngliche Quote nicht ausgenutzt, so überträgt 
er spätestens am 10. Oktober 1974 von der nicht aus- 
geschöpften Menge den Teil, der 20 v. H. seiner ur- 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission regel- 
mäßig mit, welche Einfuhren tatsächlich auf ihre 
Quoten angerechnet wurden. 
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Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten 
im Hinblick auf die Einhaltung der vorstehenden 
Artikel eng zusammen. 


Artikel 10 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1974 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


1. Das Protokoll Nr. 11 im Anhang zur Akte über 
die Beitrittsbedingungen und die Anpassungen der 
Verträge'^) sieht vor, daß die Gemeinschaft ab 1. Ja- 
nuar 1974 autonome Gemeinschaftszollkontingente 
zum Zollsatz Null eröffnet, über ihr Volumen wird 
jährlich entschieden, wenn festgestellt wird, daß alle 
Möglichkeiten einer Versorgung auf dem Binnen- 
markt der Gemeinschaft während des Zeitraums, für 
den die Kontingente eröffnet wurden, ausgeschöpft 
sein werden. 

2. Auf Grund der Vorausschätzungen der Mitglied- 
staaten wird der Einfuhrbedarf der Gemeinschaft aus 
Drittländern sich im Jahre 1974 auf 873 500 m^ belau- 
fen. 

Mit Rücksicht auf die Bestimmungen des vorgenann- 
ten Protokolls betreffend die Ausschöpfung der Ver- 


sorgungsmöglichkeiten auf dem Binnenmarkt der 
Gemeinschaft, sollte nach Auffassung der Kommis- 
sion die zu Beginn des Jahres zu eröffnende Kon- 
tingentsmenge 700 000 m=^ nicht überschreiten. Selbst- 
verständlich wird die Festsetzung der Kontingents- 
menge in dieser Höhe eine spätere Anpassung nicht 
ausschließen. 

3. Bei dem vorgeschlagenen Verwaltungsvorhaben 
handelt es sich um die übliche Verwaltung, d. h. im 
wesentlich um die Einführung einer Reserve in Höhe 
von 20 V. H. und die Anrechnung auf die Quoten 
nach Maßgabe der Gestellung der Waren bei der 
Zollstelle zur Abfertigung zum freien Verkehr. 
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